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Ausbilderinfos



„Minijobs“

„Minijob“, dieser Begriff ist alltäglich geworden für die Beschreibung einer geringfügigen Beschäftigung mit einem Entgelt bis zu 325 € (früher 630 DM) und einer Arbeitszeit unter 15 Stunden in der Woche.

Durch das „Zweite Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ sind Änderungen bei den sozialversicherungs- und lohnsteuerrechtlichen Besonderheiten eingetreten. 

Eine wesentliche Neuerung ist: Wer neben seinem Hauptjob zusätzlich einen Minijob ausübt, muss keine Steuern zahlen.

Außerdem ist die Arbeitsentgeltgrenze für geringfügig Beschäftigte im gewerblichen Bereich von 325 € auf 400 € gestiegen und die Höchstgrenze von nicht mehr als 15 Stunden wöchentlich entfällt. Der Arbeitgeber muss nun 25 % Pauschalabgaben leisten (12 % Rentenversicherung, 11 % Krankenversicherung und 2 % Lohnsteuer).

Minijobber zahlen keine Abgaben: Sie erhalten Ihren Bruttoverdienst ohne einen Euro Abzug, im Höchstfall die gesamten 400 Euro.

Der Arbeitnehmer hat allerdings die Möglichkeit, den Pauschalbeitrag des Arbeitgebers für die Rentenversicherung von 12 % aus eigenen Mitteln auf den vollen Beitragssatz (19,5 %) aufzustocken, um so weitere Ansprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu erwerben.

Werden mehrere Minijobs ausgeübt, werden diese grundsätzlich addiert. Übersteigt der Gesamtverdienst 400 €, tritt für den Arbeitnehmer volle Versicherungspflicht ein.

Wird neben einem Hauptberuf ein Minijob ausgeübt, erfolgt keine Zusammen-rechnung mit dem Hauptberuf.

Werden neben dem Hauptberuf dagegen mehrere Minijobs ausgeübt, müssen nur der zweite und jeder weitere Minijob zur Hauptbeschäftigung hinzugerechnet werden, mit der Folge, dass sie in Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung versicherungs-pflichtig werden. 

Oberhalb der Verdienstgrenze von 400 € im Monat gibt es eine so genannte Gleitzone. Das bedeutet, ab 401 € bis zu 800 € zahlen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer noch nicht die vollen Sozialversicherungsbeiträge. Mit zunehmendem Einkommen steigen sie stufenweise an. Allerdings nur so weit, dass ein steigendes Bruttoeinkommen auch einen Nettolohnanstieg nach sich zieht. Bei einem Monatsverdienst von 401 € beginnen die Sozialabgaben mit 4 % und steigen linear bis zum vollen Arbeitnehmeranteil von rund 21 % bei 800 € Arbeitsentgelt. Der Arbeitgeber hat dagegen grundsätzlich die normalen Sozialbeiträge zu zahlen. 

Zuständige Einzugsstelle der Pauschalabgabe für den Arbeitgeber ist die Bundesknappschaft in Cottbus.
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